
Abs. 1 Buchst, f der l.DB, in denen die Voraussetzun­
gen für die Gewährung einer anteiligen Jahresend­
prämie geregelt sind.
Gemäß § 9 Abs. 3 PrämienVO 1968 muß der Werktätige 
als eine der Voraussetzungen für die Gewährung einer 
Jahresendprämie grundsätzlich während des gesamten 
Planjahres dem Betrieb angehört haben. Hiervon sind 
jedoch begründete Ausnahmen im Sinne einer Gewäh­
rung anteiliger Jahresendprämien zulässig, die grund­
sätzlich im Betriebskollektivvertrag zu vereinbaren 
bzw. durch den Betriebsleiter in Übereinstimmung mit 
der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung zu 
regeln sind. In § 8 Abs. 1 Buchst, f der 1. DB werden bei 
der konkretisierenden Ausgestaltung des § 9 Abs. 3 
PrämienVO 1968 ausdrücklich nur Beispiele begründe­
ter Ausnahmen für eine anteilige Gewährung der Jah­
resendprämie aufgeführt. Daraus ergibt sich, daß auch 
durch Vereinbarung im Betriebskollektivvertrag bzw. 
Regelung durch- den Betriebsleiter in Übereinstimmung 
mit der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
solche begründeten Ausnahmen nicht erschöpfend, son­
dern nur beispielhaft festgelegt werden können. Dem­
gemäß kann es in der betrieblichen Praxis weitere, 
weder durch §8 Abs. 1- Buchst, f der l.DB noch durch 
Vereinbarung im Betriebskollektivvertrag bzw. Rege­
lung durch den Betriebsleiter in Übereinstimmung mit 
der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung an­
erkannte begründete Ausnahmen geben, die im Streit­
fall über den Rechtsanspruch eines Werktätigen auf 
anteilige Jahresendprämie von den Konfliktkommissio­
nen und Gerichten durch Anwendung und Auslegung 
des Gesetzes festzustellen sind (vgl. OG, Urteil vom
16./18. März 1970, a. a. O.). Hierin hätte auch die Auf­
gabe des Bezirksgerichts bei einer zutreffenden Beur­
teilung der Zulässigkeit des Gerichtswegs und der 
Rechtsgrundlagen des Anspruchs auf anteilige Jahres­
endprämie bestanden.
Dabei hätte der allgemeine Maßstab für die Anerken­
nung begründeter Ausnahmen i. S. des § 9 Abs. 3 Prä- 
miehVO 1968 ausgehend von den in § 8 Abs. 1 Buchst, f 
der 1. DB genannten Beispielen in der Beantwortung 
der Frage bestehen müssen, ob der Betriebswechsel des 
Werktätigen während des Planjahres bei Abwägen der 
persönlichen Interessen und der betrieblichen Verhält­
nisse sowie der überbetrieblichen Bedeutung und Aus­
wirkungen gesellschaftlich gerechtfertigt ist (vgl. OG, 
Ürteil vom 16. /18. März 1970, ä. a. O.). Unter diesen Ge­
sichtspunkten waren alle für den Betriebswechsel des 
Werktätigen bedeutsamen Umstände festzustellen und 
in ihrem Zusammenhang zu beurteilen. Es genügt da­
her nicht; der Beurteilung den bloßen Wortlaut und 
Wortsinn der in einem Kündigungsschreiben enthalte­
nen Begründung für das Ausscheiden des Werktätigen 
aus dem Betrieb zugrunde zu legen.
Infolge seiner irrigen Auffassungen über die Unzu­
lässigkeit des Gerichtswegs und die fehlende Rechts­
grundlage für den Anspruch der Klägerin ist das Be­
zirksgericht jedoch gar nicht bis zu dieser Fragestel­
lung gelangt. Dagegen haben die Konfliktkommission 
und das Kreisgericht sie zum Gegenstand ihrer Sach­
aufklärung und Entscheidung gemacht. Beide haben 
übereinstimmend den Betriebswechsel der Klägerin als 
gesellschaftlich gerechtfertigt anerkannt und ihr des­
halb die anteilige Jahresendprämie bis Ende September 
1968 zugesprochen.
Dieses Verfahrensergebnis entspricht der Sach- und 
Rechtslage. Nach den Feststellungen der Konfliktkom­
mission und des Kreisgerichts ist die Klägerin aus 
dem verklagten Betrieb ausgeschieden, um mit ihrem 
Ehemann, dem nach Beendigung seines Studiums von 
seinem Betrieb eine Wohnung zugewiesen worden war, 
in einem gemeinsamen Haushalt zusammenzuleben,, 
wobei sie selber ein Arbeitsrechtsverhältnis zum Be^

trieb ihres Ehemannes begründete. Hiermit hat die 
Klägerin in Übereinstimmung mit ihrem Ehemann eine 
Entscheidung über die konkrete Gestaltung der ehe­
lichen Gemeinschaft getroffen, die ihr nach den Grund­
sätzen des sozialistischen Familienrechts der DDR zu- 
stand und durch diese als gesellschaftlich gerechtfertigt 
legitimiert wird (vgl. § 9 Abs. 1 FGB). Diese Beurtei­
lung ist auch für die Anwendung und Auslegung der 
hier sachlich in Betracht kommenden arbeitsrechtlichen 
Grundsätze und Normen maßgebend.
Daher hätte das Bezirksgericht bei richtiger Würdi­
gung der Sach- und Rechtslage den Protest des Staats­
anwalts und den mit ihm inhaltlich übereinstimmenden 
Einspruch (Berufung), des Verklagten gegen das Urteil 
des Kreisgerichts als unbegründet zurückweisen müs­
sen. Da der Sachverhalt ausreichend aufgeklärt ist, hat 
der Senat unter Aufhebung des Urteils des Bezirks­
gerichts diese Entscheidung gemäß § 9 Abs. 2 AGO 
nachgeholt. Dabei mußte zugleich klargestellt werden, 
daß der Klägerin nach der Errechnung des Verklagten, 
für das Jahr 1968 eine anteilige Jahresendprämie von 
insgesamt 144 M zusteht, wovon sie auf Grund der An­
teilscheine bereits 60 M erhalten hat. Demgemäß war 
die Verklagte zu verurteilen, an die Klägerin noch 
einen Betrag von 84 M als anteilige Jahresendprämie 
für das Jahr 1968 zu zahlen. Da weder die Konflikt­
kommission noch das Kreisgericht eine dahingehende 
Verpflichtung des Verklagten in ihren Entscheidungen 
ausgesprochen haben, war sie zu deren Ergänzung im 
Kassationsurteil nachzuholen.

§§21, 48 AGO; §1 Abs. 1 VO über die rechtliche Stel­
lung der Theater und staatlichen Orchester vom
17. Juli 1958 (GBl. I S.607); §56 GBA; Abschn. V Ziff. 4 
Buchst, f des Lohn- und Gehaltsabkommens für die 
Theater und die Kulturorchester der Deutschen Demo­
kratischen Republik.
1. Zur Parteifähigkeit eines staatlichen Orchesters.
2. ‘ Die Parteifähigkeit ist in jedem Stadium des Ver­
fahrens von Amts wegen zu prüfen.
3. Die Parteifähigkeit unterliegt nicht der Parteiver­
einbarung, sondern der Entscheidung des Gerichts.
4. Ein Mitglied eines staatlichen Orchesters hat An­
spruch auf ein Kleidergeld von je 10 M monatlich für 
jeden besonderen Anzug, den es auf Grund der Wei­
sung eines dazu befugten Leiters für seine Arbeit be­
nötigt und daher zu beschaffen, zu' pflegen und ztr 
erhalten hat.

OG, Urt. vom 31. Juli 1970 - Za 5/70.

Der Verklagte schloß mit dem Staatlichen Sinfonie­
orchester S. (Kläger) einen Arbeitsvertrag über eine 
Tätigkeit als stellvertretender Solocellist ab. Da der 
Verklagte gemäß der Arbeitsordnung des Klägers für 
seine Tätigkeit zwei besondere Anzüge benötigte, ver­
pflichtete sich der Kläger im Arbeitsvertrag, an ihn ein 
Kleidergeld von monatlich 20 M zu zahlen. Auf Wei­
sung der staatlichen Finanzrevision zahlte der Kläger 
mit Wirkung vom 1. August 1967 nur noch 10 M Klei­
dergeld monatlich. Daraufhin wandte sich der Verklagte 
an die Konfliktkommission, die den Kläger durch Be­
schluß vom 19. April 1968 verpflichtete, an den Ver­
klagten weiterhin 20 M Kleidergeld monatlich zu 
zahlen.
Mit der fristgemäß beim Kreisgericht erhobenen Klage 
(Einspruch) beantragte der Kläger, den Beschluß der 
Konfliktkommission aufzuheben und den Verklagten 
mit seiner Forderung abzuweisen, soweit er ein Klei­
dergeld von mehr als 10 M monatlich verlange.
Das Kreisgericht gab dem Antrag des Klägers statt.
Den Einspruch (Berufung) des Verklagten wies das 
Bezirksgericht zurück. Zur Begründung wurde im we­
sentlichen ausgeführt; Das Lohn- und Gehaltsabkom-
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